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Regeste

Verfügung vom 27. Juni 2024

Erwägungen

E. 1.1
Der angefochtene Entscheid ist in Anwendung von Sozialversiche- rungsrecht ergangen.
Die Sozialversicherungsrechtliche Abteilung des Verwaltungsgerichts beurteilt gemäss Art.
57 des Bundesgesetzes vom

E. 1.2
Anfechtungsobjekt bildet die Verfügung vom 27. Juni 2024 (act. II 165). Streitig und zu
prüfen ist der Rentenanspruch des Beschwerdefüh- rers.
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In anfechtungs- und streitgegenständlicher Hinsicht liegt ein Rechtsverhält- nis vor, wenn
rückwirkend eine abgestufte und/oder befristete Invalidenren- te zugesprochen wird. Wird
nur die Abstufung oder die Befristung der Leis- tungen angefochten, wird damit die
richterliche Überprüfungsbefugnis nicht in dem Sinne eingeschränkt, dass die unbestritten
gebliebenen Rentenbe- zugszeiten von der richterlichen Prüfung ausgenommen blieben
(BGE 125 V 413; SVR 2019 IV Nr. 32 S. 100 E. 3.2; AHI 2001 S. 278 E. 1a). Folglich ist
der Rentenanspruch unter Einschluss der vom 1. Juni 2020 bis 31. Ja- nuar 2021
zugesprochenen ganzen resp. der vom 1. Februar 2021 bis 31. Dezember 2023
zugesprochenen halben sowie der ab 1. Januar 2024 zugesprochenen anteilsmässigen
(Rente von 64 % einer ganzen Rente) Invalidenrente zu prüfen.

E. 1.3
Die Abteilungen urteilen gewöhnlich in einer Kammer bestehend aus drei Richterinnen
oder Richtern (Art. 56 Abs. 1 GSOG).

E. 1.4
Das Gericht überprüft den angefochtenen Entscheid frei und ist an die Begehren der
Parteien nicht gebunden (Art. 61 lit. c und d ATSG; Art. 80 Abs. 1 lit. c Ziff. 1 und Art. 84
Abs. 3 VRPG). 2. 2.1 Am 1. Januar 2022 sind die Änderungen vom 19. Juni 2020 des IVG
(Weiterentwicklung der IV) und weiterer Erlasse (insbesondere des ATSG) in Kraft
getreten (AS 2021 705). In zeitlicher Hinsicht sind – vor- behältlich besonderer
übergangsrechtlicher Regelungen – grundsätzlich diejenigen Rechtssätze massgeblich, die
bei der Erfüllung des rechtlich zu ordnenden oder zu Rechtsfolgen führenden Tatbestandes
Geltung haben (BGE 150 V 323 E. 4.2 S. 328, 150 V 89 E. 3.2.1 S. 95, 148 V 162 E. 3.2.1



S. 166, 144 V 210 E. 4.3.1 S. 213). Demnach ist nach der bis zum 31. De- zember 2021
geltenden Rechtslage zu beurteilen, ob bis zu diesem Zeit- punkt ein Rentenanspruch
entstanden ist. Trifft dies zu, so erfolgt ein allfäl- liger Wechsel zum neuen stufenlosen
Rentensystem je nach Alter der Ren- tenbezügerin oder des Rentenbezügers gemäss lit. b
und c der Überg- angsbestimmungen des IVG zur Änderung vom 19. Juni 2020 (Urteil des
Bundesgerichts [BGer] 8C_608/2022 vom 16. Mai 2023 E. 3.1). Gemäss
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lit. b Abs. 1 bleibt für Rentenbezügerinnen und -bezüger, deren Rentenan- spruch vor
Inkrafttreten dieser Änderung entstanden ist und die bei Inkraft- treten dieser Änderung das
55. Altersjahr noch nicht vollendet haben, der bisherige Rentenanspruch solange bestehen,
bis sich der Invaliditätsgrad nach Art. 17 Abs. 1 ATSG ändert. Der am tt.mm.1970
geborene Beschwer- deführer (act. II 2) hatte das 55. Altersjahr am 1. Januar 2022 noch
nicht vollendet. Die vorliegend angefochtene Verfügung datiert vom 27. Juni 2024 (act. II
165), womit sie nach dem 1. Januar 2022 erging. Indessen liegt der frühestmögliche
Zeitpunkt des potenziellen Rentenanspruchs unter Berücksichtigung der im Dezember 2019
erfolgten Anmeldung (act. II 1) und der seit Januar 2017 ausgewiesenen
(Teil-)Arbeitsunfähigkeit (vgl. E. 3.4 hiernach) im Juni 2020 (vgl. Art. 28 Abs. 1 und 29
Abs. 1 IVG), wes- halb insoweit die Bestimmungen des IVG und diejenigen der
Verordnung vom 17. Januar 1961 über die Invalidenversicherung (IVV, SR 831.201) in der
bis 31. Dezember 2021 gültigen Fassung (fortan: aArt.) massgebend sind (vgl. Rz. 9101 des
Kreisschreibens des Bundesamtes für Sozialversi- cherungen [BSV] über Invalidität und
Rente in der Invalidenversicherung [KSIR]; zur Bedeutung von Verwaltungsweisungen vgl.
BGE 150 V 1 E. 6.4.2 S. 6, 148 V 385 E. 5.2 S. 391, 147 V 79 E. 7.3.2 S. 82, 146 V 224 E.
4.4.2 S. 228, 132 V 121 E. 4.4 S. 125). Per 1. Januar 2024 gelangt jedoch das seit 1. Januar
2022 geltende Recht (mit dem Wechsel ins stufenlose Rentensystem) zur Anwendung (vgl.
Rz. 9102, 9206 f., 9211 KSIR). 2.2 Invalidität ist die voraussichtlich bleibende oder längere
Zeit dau- ernde ganze oder teilweise Erwerbsunfähigkeit (Art. 8 Abs. 1 ATSG). Er-
werbsunfähigkeit ist der durch Beeinträchtigung der körperlichen, geistigen oder
psychischen Gesundheit verursachte und nach zumutbarer Behand- lung und Eingliederung
verbleibende ganze oder teilweise Verlust der Er- werbsmöglichkeiten auf dem in Betracht
kommenden ausgeglichenen Ar- beitsmarkt (Art. 7 Abs. 1 ATSG). Massgebend ist – im
Unterschied zur Ar- beitsunfähigkeit – nicht die Arbeitsmöglichkeit im bisherigen
Tätigkeitsbe- reich, sondern die nach Behandlung und Eingliederung verbleibende Er-
werbsmöglichkeit in irgendeinem für die betroffene Person auf dem ausge-

Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern vom 22. Mai 2025, IV 200 2024 574 -7-
glichenen Arbeitsmarkt in Frage kommenden Beruf. Der volle oder bloss teilweise Verlust
einer solchen Erwerbsmöglichkeit gilt als Erwerbsunfähig- keit (BGE 130 V 343 E. 3.2.1 S.
346). 2.3 Neben den geistigen und körperlichen Gesundheitsschäden können auch solche
psychischer Natur eine Invalidität bewirken (Art. 8 i.V.m. Art. 7 ATSG). Ausgangspunkt
der Anspruchsprüfung nach Art. 4 Abs. 1 IVG so- wie Art. 6 ff. und insbesondere Art. 7
Abs. 2 ATSG ist die medizinische Be- fundlage. Eine Einschränkung der Leistungsfähigkeit
kann immer nur dann anspruchserheblich sein, wenn sie Folge einer
Gesundheitsbeeinträchti- gung ist, die fachärztlich einwandfrei diagnostiziert worden ist
(BGE 145 V 215 E. 5.1 S. 221). Die Sachverständigen sollen die Diagnose so begrün- den,
dass die Rechtsanwender nachvollziehen können, ob die klassifikato- rischen Vorgaben
tatsächlich eingehalten sind (BGE 143 V 124 E. 2.2.2 S. 127, 141 V 281 E. 2.1.1 S. 285).



2.4 Nach Art. 28 Abs. 1 IVG haben Versicherte Anspruch auf eine Ren- te, wenn sie ihre
Erwerbsfähigkeit oder die Fähigkeit, sich im Aufgabenbe- reich zu betätigen, nicht durch
zumutbare Eingliederungsmassnahmen wieder herstellen, erhalten oder verbessern können
(lit. a), während eines Jahres ohne wesentlichen Unterbruch durchschnittlich mindestens 40
% arbeitsunfähig (Art. 6 ATSG) gewesen sind (lit. b) und nach Ablauf dieses Jahres zu
mindestens 40 % invalid (Art. 8 ATSG) sind (lit. c). Der Rentenanspruch entsteht gemäss
Art. 29 IVG frühestens nach Ablauf von sechs Monaten nach Geltendmachung des
Leistungsanspruchs nach Art. 29 Abs. 1 ATSG, jedoch frühestens im Monat, der auf die
Vollendung des 18. Altersjahres folgt (Abs. 1). Gemäss aArt. 28 Abs. 2 IVG (in der bis 31.
Dezember 2021 gültig gewese- nen Fassung) besteht der Anspruch auf eine ganze Rente,
wenn die versi- cherte Person mindestens 70 %, derjenige auf eine Dreiviertelsrente, wenn
sie mindestens 60 % invalid ist. Bei einem Invaliditätsgrad von mindestens 50 % besteht
Anspruch auf eine halbe Rente und bei einem Invaliditätsgrad von mindestens 40 % ein
solcher auf eine Viertelsrente. Gemäss Art. 28b Abs. 1 IVG (in der ab 1. Januar 2022 in
Kraft stehenden Fassung) wird die Höhe des Rentenanspruchs in prozentualen Anteilen an
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einer ganzen Rente festgelegt. Bei einem Invaliditätsgrad von 50 bis 69 % entspricht der
prozentuale Anteil dem Invaliditätsgrad (Art. 28b Abs. 2 IVG), bei einem Invaliditätsgrad
ab 70 % besteht Anspruch auf eine ganze Rente (Art. 28b Abs. 3 IVG). Bei einem
Invaliditätsgrad zwischen 40 und 49 % gelten die prozentualen Anteile nach Massgabe von
Art. 28b Abs. 4 IVG. 2.5 Gemäss aArt. 28a Abs. 1 IVG bzw. Art. 28a Abs. 1 IVG richtet
sich die Bemessung des Invaliditätsgrades von erwerbstätigen Versicherten nach Art. 16
ATSG. Der Bundesrat umschreibt die zur Bemessung des Invaliditätsgrades massgebenden
Erwerbseinkommen (sowie die anwend- baren Korrekturfaktoren [Art. 28a Abs. 1 IVG]).
Für die Bestimmung des Invaliditätsgrades wird bei einer erwerbstätigen versicherten
Person das Erwerbseinkommen, das sie nach Eintritt der Invalidität und nach Durch-
führung der medizinischen Behandlung und allfälliger Eingliederungsmass- nahmen durch
eine ihr zumutbare Tätigkeit bei ausgeglichener Arbeits- marktlage erzielen könnte, in
Beziehung gesetzt zum Erwerbseinkommen, das sie erzielen könnte, wenn sie nicht invalid
geworden wäre (Art. 16 ATSG). 2.6 Bei rückwirkender Zusprechung einer abgestuften oder
befristeten Invalidenrente sind die für die Rentenrevision geltenden Bestimmungen analog
anzuwenden, weil noch vor Erlass der ersten Rentenverfügung eine
anspruchsbeeinflussende Änderung eingetreten ist mit der Folge, dass dann gleichzeitig die
Änderung mitberücksichtigt wird. Wird rückwirkend eine abgestufte oder befristete Rente
zugesprochen, sind einerseits der Zeitpunkt des Rentenbeginns und anderseits der in
Anwendung der Drei- monatsfrist von Art. 88a IVV festzusetzende Zeitpunkt der
Anspruchsände- rung die massgebenden Vergleichszeitpunkte (BGE 150 V 67 E. 4.3.2 S.
70, 133 V 263 E. 6.1 S. 263; SVR 2020 IV Nr. 70 S. 243, Urteil des BGer 8C_132/2020
vom 18. Juni 2020 E. 4.2.2). Anlass zur Rentenrevision gibt jede wesentliche Änderung in
den tatsächli- chen Verhältnissen, die geeignet ist, den Invaliditätsgrad und damit den
Rentenanspruch zu beeinflussen. Die Invalidenrente ist deshalb nicht nur bei einer
wesentlichen Veränderung des Gesundheitszustandes, sondern auch dann revidierbar, wenn
sich die erwerblichen Auswirkungen (oder die Auswirkungen auf die Betätigung im
üblichen Aufgabenbereich) des an sich
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gleich gebliebenen Gesundheitszustandes erheblich verändert haben. Da- zu gehört die



Verbesserung der Arbeitsfähigkeit aufgrund einer Angewöh- nung oder Anpassung an die
Behinderung. Ein Revisionsgrund ist ferner unter Umständen auch dann gegeben, wenn
eine andere Art der Bemes- sung der Invalidität zur Anwendung gelangt oder eine
Wandlung des Auf- gabenbereichs eingetreten ist (BGE 144 I 103 E. 2.1 S. 105, 141 V 9 E.
2.3 S. 10; SVR 2021 IV Nr. 36 S. 110 E. 3.1). Bei einer Verbesserung der Erwerbsfähigkeit
oder der Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu betätigen, ist die anspruchsbeeinflussende
Änderung für die Herabsetzung oder Aufhebung der Leistung von dem Zeitpunkt an zu
berücksichtigen, in dem angenommen werden kann, dass sie voraus- sichtlich längere Zeit
dauern wird. Sie ist in jedem Fall zu berücksichtigen, nachdem sie ohne wesentliche
Unterbrechung drei Monate angedauert hat und voraussichtlich weiterhin andauern wird
(Art. 88a Abs. 1 IVV). 2.7 Um den Invaliditätsgrad bemessen zu können, ist die Verwaltung
(und im Beschwerdefall das Gericht) auf Unterlagen angewiesen, die Ärzte und
gegebenenfalls auch andere Fachleute zur Verfügung zu stellen ha- ben. Aufgabe des
Arztes oder der Ärztin ist es, den Gesundheitszustand zu beurteilen und dazu Stellung zu
nehmen, in welchem Umfang und bezüg- lich welcher Tätigkeiten die Versicherten
arbeitsunfähig sind. Im Weiteren sind ärztliche Auskünfte eine wichtige Grundlage für die
Beurteilung der Frage, welche Arbeitsleistungen den Versicherten noch zugemutet werden
können (BGE 140 V 193 E. 3.2 S. 195, 132 V 93 E. 4 S. 99; SVR 2021 IV Nr. 54 S. 181 E.
2.3). 3. 3.1 Zum Gesundheitszustand und zur Arbeits- und Leistungsfähigkeit des
Beschwerdeführers lässt sich den medizinischen Akten im Wesentli- chen das Folgende
entnehmen: 3.1.1 Im Operationsbericht vom 21. November 2019 des Spitals F.________
(act. II 14 S. 22 f.) stellte Dr. med. G.________, Facharzt für Neurochirurgie, folgende
Diagnose (S. 22):
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- Beginnende kyphotische Fehlstellung der BWS bei Verdacht auf Spondy- lodiszitis BWK
7-9 Der Beschwerdeführer leide an einer Kyphosierung der Wirbelkörper T8 und T9. Im
MRI habe sich eine starke KM-Aufnahme in den Wirbelkörpern T7-9 sowie in dem
umgebenden zirkumferentiellen Weichteilgewebe ge- zeigt. Klinisch habe der
Beschwerdeführer keine Druckdolenz, aber eine leicht akzentuierte Brustkyphose und
Rückenschmerzen beim Aufstehen. Am 20. November 2019 wurde eine perkutane
Knochen- und Diskusbiopsie BWK 7 und 8 durchgeführt (S. 22). In einem weiteren
Operationsbericht desselben Spitals vom 28. November 2019 (act. II 3 S. 5 f.) wurde
folgende Hauptdiagnose festgehalten (S. 5): - Kyphosierende pyogene Spondylodiszitis
BWK 7/8 bei Staphylokokkus au- reus Infekt Die perkutane transpedikuläre Biopsie BWK
7 und 8 habe den Infektver- dacht bestätigt und – wie die Blutkulturen – ein Wachstum von
Staphylo- kokkus aureus ergeben. Für diese Infektion bestünden Risikofaktoren, weil der
Beschwerdeführer sich bei ehemaligem Drogenkonsum eine intravenö- se Substitution
spritze (S. 6). Am 26. November 2019 wurde eine perkuta- ne Stabilisation der BWK 5,6
nach BWK 9,10 durchgeführt (S. 5). 3.1.2 Der Beschwerdeführer war vom 16. Dezember
2019 bis zum 5. Ja- nuar 2020 in der H.________ AG zur muskuloskelettalen
Rehabilitation hospitalisiert. Dem Austrittsbericht vom 7. Januar 2020 (act. II 14 S. 12 ff.)
lassen sich im Wesentlichen folgende Diagnosen entnehmen (S. 12 f.):

E. 6
Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG; SR 830.1)
i.V.m. Art. 54 Abs. 1 lit. a des kantonalen Gesetzes vom

E. 11



Juni 2009 über die Organisation der Gerichtsbehörden und der Staats- anwaltschaft (GSOG;
BSG 161.1) Beschwerden gegen solche Entscheide. Der Beschwerdeführer ist im
vorinstanzlichen Verfahren mit seinen Anträ- gen nicht durchgedrungen, durch den
angefochtenen Entscheid berührt und hat ein schutzwürdiges Interesse an dessen
Aufhebung, weshalb er zur Beschwerde befugt ist (Art. 59 ATSG). Die örtliche
Zuständigkeit ist gegeben (Art. 69 Abs. 1 lit. a des Bundesgesetzes vom 19. Juni 1959 über
die Invalidenversicherung [IVG; SR 831.20]). Betreffend Einhaltung der Beschwerdefrist
ist festzuhalten, dass die angefochtene Verfügung vom 27. Juni 2024 (act. II 165) nicht per
Einschreiben, sondern mittels gewöhn- licher Postsendung versandt wurde (vgl.
Beschwerdeantwort S. 2 Ziff. B. 2). Folglich kann die Beschwerdegegnerin den Beweis
über den Zeitpunkt der Zustellung nicht erbringen, weshalb auf die Darstellung in der
Beschwerde abzustellen ist, wonach die Verfügung dem Beschwerdeführer am 1. Juli 2024
zugestellt wurde (vgl. Beschwerde S. 2 Ziff. 1; vgl. hierzu auch BGE 142 IV 125 E. 4.3 S.
128). Unter Berücksichtigung des Fristen- stillstands ist die am 2. September 2024 bei der
Post aufgegebene Be- schwerde innerhalb der 30-tägigen Rechtsmittelfrist erfolgt, womit
die Be- schwerdefrist eingehalten wurde (vgl. Art. 60 Abs. 1 und 2 i.V.m. Art. 38 Abs. 3
und Abs. 4 lit. b ATSG). Da auch die Bestimmungen über die Form (Art. 61 lit. b ATSG;
Art. 81 Abs. 1 i.V.m. Art. 32 des kantonalen Gesetzes vom 23. Mai 1989 über die
Verwaltungsrechtspflege [VRPG; BSG 155.21]) eingehalten sind, ist auf die Beschwerde
einzutreten.
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